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Sicherheitsrat 
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Resolution 1959 (2010) 

verabschiedet auf der 6451. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 16. Dezember 2010 

 Der Sicherheitsrat,  

 unter Hinweis auf seine Resolutionen und die Erklärungen seines Präsidenten zu Bu-
rundi, insbesondere die Resolutionen 1719 (2006), 1791 (2007), 1858 (2008) und 1902 
(2009), 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und Einheit Burundis, 

 mit Genugtuung davon Kenntnis nehmend, dass zwischen Mai und September 2010 
fünf Wahlen nacheinander erfolgreich abgehalten wurden, die trotz der Uneinigkeiten zwi-
schen den politischen Akteuren nicht zu umfangreicher Gewalt führten und einen wichtigen 
Meilenstein bei der Festigung des Friedens und der Demokratie sowie der nachhaltigen 
Entwicklung in Burundi darstellen, 

 in Ermutigung der Anstrengungen, die die Regierung Burundis unternimmt, um einen 
Raum für alle politischen Parteien zu schaffen und den Dialog zwischen allen Akteuren, 
einschließlich der Zivilgesellschaft, weiter zu verbessern, 

 in Würdigung des wertvollen Beitrags, den das Integrierte Büro der Vereinten Natio-
nen in Burundi (BINUB) zur Erholung Burundis von dem Konflikt und zum Frieden, zur 
Sicherheit und zur Entwicklung des Landes geleistet hat, 

 unter Begrüßung der Fortschritte, die Burundi auf dem Weg zu Frieden, Stabilität und 
Entwicklung erzielt hat, und betonend, dass das System der Vereinten Nationen und die in-
ternationale Gemeinschaft, einschließlich der internationalen Finanzinstitutionen und der 
Entwicklungspartner Burundis, weiterhin Unterstützung für die Festigung des Friedens und 
die langfristige Entwicklung in Burundi gewähren müssen, 

 in Unterstützung des erneuten Bekenntnisses Burundis zur „Nulltoleranz“ für Korrup-
tion, 

 unter Begrüßung des fortgesetzten Engagements der Kommission für Friedenskonso-
lidierung für Burundi und des jüngsten Besuchs des Vorsitzenden der Konfiguration für Bu-
rundi der Kommission, Kenntnis nehmend von der im Januar 2010 durchgeführten Überprü-
fung der Fortschritte bei der Umsetzung des Strategischen Rahmenplans für die Friedens-
konsolidierung in Burundi und von der Unterrichtung durch den Vorsitzenden der Konfigu-
ration für Burundi der Kommission für Friedenskonsolidierung am 9. Dezember 2010 und 
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den Beitrag anerkennend, den der Friedenskonsolidierungsfonds zur Friedenskonsolidie-
rung in Burundi geleistet hat, 

 in Unterstützung des Engagements Burundis für die regionale Integration, namentlich 
im Rahmen der Wirtschaftsgemeinschaft der Länder der Region der Großen Seen und der 
Ostafrikanischen Gemeinschaft, und seiner Anstrengungen, die erfolgreiche Führung des 
Vorsitzes der Ostafrikanischen Gemeinschaft im Jahr 2011 zu gewährleisten, 

 anerkennend, wie wichtig die Unrechtsaufarbeitung ist, um eine dauerhafte Aussöh-
nung unter allen Menschen Burundis zu fördern, und mit Dank Kenntnis nehmend vom Ab-
schluss der nationalen Konsultationen über die Schaffung von Mechanismen der Un-
rechtsaufarbeitung, im Einklang mit seiner Resolution 1606 (2005) sowie den Abkommen 
von Arusha von 2000, 

 mit großer Sorge Kenntnis nehmend von den Berichten über anhaltende Menschen-
rechtsverletzungen, insbesondere außergerichtliche Tötungen und Folter und Einschränkun-
gen der bürgerlichen Freiheiten, namentlich Einschränkungen des Rechtes der freien Mei-
nungsäußerung, der Vereinigungsfreiheit und der Versammlungsfreiheit von Oppositions-
parteien und Organisationen der Zivilgesellschaft, 

 die Regierung Burundis ermutigend, die bürgerlichen Freiheiten zu schützen und die 
Straflosigkeit zu bekämpfen, insbesondere indem sie dafür sorgt, dass die Verantwortlichen 
für Fälle von Folter, außergerichtlichen Tötungen und Misshandlung von Inhaftierten vor 
Gericht gestellt werden,  

 unter Hinweis auf seine Resolutionen 1325 (2000), 1820 (2008), 1888 (2009) und 
1889 (2009) über Frauen und Frieden und Sicherheit, seine Resolutionen 1674 (2006) und 
1894 (2009) über den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten und seine Reso-
lutionen 1612 (2005) und 1882 (2009) über Kinder und bewaffnete Konflikte, 

 nach Behandlung des siebenten Berichts des Generalsekretärs über das BINUB 
(S/2010/608), 

 1. ersucht den Generalsekretär, das Büro der Vereinten Nationen in Burundi 
(BNUB), wie in seinem Bericht (S/2010/608) empfohlen, für einen am 1. Januar 2011 be-
ginnenden Anfangszeitraum von 12 Monaten als deutlich verkleinerte Präsenz der Vereinten 
Nationen mit den in Ziffer 3 festgelegten Kernaufgaben einzurichten, um die in den letzten 
Jahren von allen nationalen Akteuren bei der Festigung des Friedens, der Demokratie und 
der Entwicklung in Burundi erzielten Fortschritte zu unterstützen; 

 2. begrüßt die Empfehlung des Generalsekretärs, dass das BNUB von einem Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs, unterstützt von einem Stellvertretenden Sonderbeauf-
tragten, geleitet werden soll und dass dieser auch als Residierender Koordinator der Verein-
ten Nationen und als humanitärer Koordinator sowie als Residierender Vertreter des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen fungieren soll, und erkennt an, dass das 
BNUB über das entsprechende Fachwissen und über ausreichende Hilfsmittel verfügen 
muss, damit es sein Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kann; 

 3. ersucht das BNUB, sich darauf zu konzentrieren und die Regierung Burundis 
dabei zu unterstützen,  

 a) die Unabhängigkeit, die Kapazitäten und den rechtlichen Rahmen der wichtigen 
nationalen Institutionen, insbesondere der Justiz- und der parlamentarischen Institutionen, 
im Einklang mit den internationalen Normen und Grundsätzen zu stärken; 

 b) den Dialog zwischen den nationalen Akteuren zu fördern und zu erleichtern und 
die Mechanismen für eine breite Beteiligung am politischen Leben, namentlich zur Umset-
zung von Entwicklungsstrategien und -programmen in Burundi, zu unterstützen;  



 S/RES/1959 (2010) 

 3

 c) die Anstrengungen zur Bekämpfung der Straflosigkeit zu unterstützen, insbe-
sondere durch die Schaffung von Mechanismen der Unrechtsaufarbeitung, um die nationale 
Einheit zu stärken und die Gerechtigkeit und die Aussöhnung innerhalb der Gesellschaft 
Burundis zu fördern, und operative Unterstützung für die Arbeit dieser Organe zu leisten; 

 d) die Menschenrechte zu fördern und zu schützen und namentlich die nationalen 
Kapazitäten auf diesem Gebiet sowie die nationale Zivilgesellschaft zu stärken; 

 e) sicherzustellen, dass alle die öffentlichen Finanzen und den Wirtschaftssektor 
betreffenden Strategien und Politiken, insbesondere das nächste Strategiedokument zur Ar-
mutsbekämpfung, einen Schwerpunkt auf die Friedenskonsolidierung und ein ausgewoge-
nes Wachstum legen und dabei speziell auf die Bedürfnisse der schwächsten Bevölkerungs-
gruppen eingehen, und sich für die Mobilisierung von Ressourcen für Burundi einzusetzen; 

 f) Burundi bei der Führung des Vorsitzes der Ostafrikanischen Gemeinschaft im 
Jahr 2011 zu unterstützen sowie auf Ersuchen Rat zu Fragen der regionalen Integration zu 
erteilen; 

 4. unterstreicht die Notwendigkeit eines reibungslosen Übergangs vom BINUB 
zum BNUB; 

 5. unterstreicht, wie wichtig die Einrichtung eines vollständig integrierten Büros 
ist, mit wirksamer Strategie- und Programmkoordinierung zwischen den Organisationen, 
Fonds und Programmen der Vereinten Nationen in Burundi, und betont, dass das System der 
Vereinten Nationen das BNUB unterstützen und voll mit ihm zusammenarbeiten muss; 

 6. erkennt an, dass die Regierung Burundis die Hauptverantwortung für die Frie-
denskonsolidierung, die Sicherheit und die langfristige Entwicklung in dem Land trägt, und 
ermutigt die Regierung Burundis, ihre Bemühungen zur Bewältigung der Herausforderun-
gen im Zusammenhang mit der Friedenskonsolidierung fortzusetzen, insbesondere im Hin-
blick auf eine demokratische Regierungsführung, die Bekämpfung der Korruption, die Re-
form des Sicherheitssektors, die Rechtspflege und den Schutz der Menschenrechte, mit be-
sonderem Schwerpunkt auf den Rechten von Frauen und Kindern sowie marginalisierten 
und schutzbedürftigen Minderheiten;  

 7. legt der Regierung Burundis nahe, mit Unterstützung durch das BNUB und an-
dere internationale Partner ihre Anstrengungen zur Durchführung der Strukturreformen zu 
verdoppeln, die auf die Verbesserung der Politik-, Wirtschafts- und Verwaltungsführung und 
die Bekämpfung der Korruption gerichtet sind, mit dem Ziel, starke Antriebskräfte für dau-
erhaftes und ausgewogenes soziales und wirtschaftliches Wachstum zu schaffen; 

 8. unterstreicht, wie wichtig die Reform des Sicherheitssektors ist, und legt allen 
internationalen Partnern eindringlich nahe, zusammen mit dem BNUB weiterhin die An-
strengungen zu unterstützen, die die Regierung Burundis unternimmt, um die nationalen Si-
cherheitsdienste und die Polizei zu professionalisieren und ihre Kapazität zu stärken, insbe-
sondere was die Ausbildung in Bezug auf Fragen der Menschenrechte und der sexuellen 
und geschlechtsspezifischen Gewalt angeht und im Hinblick auf die Festigung der Len-
kungsstrukturen des Sicherheitssektors; 

 9. spricht der Regierung Burundis seine Anerkennung dafür aus , dass sie die Wie-
dereingliederung der letzten Gruppen von früher mit bewaffneten Gruppen verbundenen 
Kindern und von Exkombattanten zum Abschluss gebracht hat, legt der Regierung nahe, da-
für zu sorgen, dass diese Ergebnisse Bestand haben, legt der Kommission für Friedenskon-
solidierung nahe, zu erwägen, welche konkreten Maßnahmen sie ergreifen könnte, um die 
nachhaltige Wiedereingliederung der vom Krieg betroffenen Bevölkerungsgruppen und 
sonstigen gefährdeten Gruppen stärker zu unterstützen, und unterstützt die Anstrengungen 
der Regierung im Rahmen der Kampagne zur freiwilligen zivilen Entwaffnung und die Ein-
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leitung des Waffenkennzeichnungs- und -registrierungsprozesses der Nationalpolizei Bu-
rundis; 

 10. ermutigt die Regierung Burundis, die Kommission für Friedenskonsolidierung 
und ihre nationalen und internationalen Partner, den von ihnen in dem Strategischen Rah-
menplan für die Friedenskonsolidierung eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen, 
ersucht die Kommission für Friedenskonsolidierung, der Regierung Burundis mit Unterstüt-
zung durch das BNUB weiter dabei behilflich zu sein, die Grundlagen für dauerhaften Frie-
den, nachhaltige Sicherheit, Wiedereingliederung und langfristige Entwicklung in Burundi 
zu schaffen, namentlich dafür zu sorgen, dass bei der Herstellung der Rechtsstaatlichkeit 
Fortschritte gemacht werden und dass die Ziele der Friedenskonsolidierung in den künftigen 
Strategieplanungsprozessen, insbesondere den Strategiedokumenten zur Armutsbekämpfung, 
in vollem Umfang berücksichtigt werden, und ersucht die Kommission für Friedenskonso-
lidierung, den Sicherheitsrat in diesen Fragen zu beraten; 

 11. fordert die Regierung nachdrücklich auf, Berichten über Menschenrechtsverlet-
zungen nachzugehen, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um weitere Verletzungen 
zu verhindern, und sicherzustellen, dass die für derartige Verletzungen Verantwortlichen vor 
Gericht gestellt werden;  

 12. fordert die Regierung Burundis auf, sich weiter darum zu bemühen, die Förde-
rung und den Schutz der Menschenrechte zu gewährleisten, und die Nationale Unabhängige 
Menschrechtskommission rasch einzusetzen, in Übereinstimmung mit den in der Resolution 
48/134 der Generalversammlung dargelegten Pariser Grundsätzen, und legt ihr ferner nahe, 
ihren Kampf gegen die Straflosigkeit fortzusetzen und die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass ihre Bürger ihre bürgerlichen, politischen, sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Rechte voll genießen, wie dies in der Verfassung Burundis ver-
ankert und in den internationalen Menschenrechtsübereinkünften, auch den von Burundi ra-
tifizierten, vorgesehen ist;  

 13. begrüßt den Abschluss der nationalen Konsultationen über die Schaffung von 
Mechanismen der Unrechtsaufarbeitung, spricht der Regierung Burundis seine Anerken-
nung für die Veröffentlichung des Berichts über diese Konsultationen aus und legt der Re-
gierung Burundis nahe, gegebenenfalls mit Unterstützung durch die internationalen Partner 
und das BNUB die vorgeschlagenen Mechanismen zu schaffen; 

 14. begrüßt das kürzlich getroffene Dreiparteien-Übereinkommen zwischen Burun-
di, der Demokratischen Republik Kongo und dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars 
der Vereinten Nationen (UNHCR) sowie die Fortschritte bei der Herbeiführung würdevoller, 
dauerhafter Lösungen für die in Tansania lebenden Flüchtlinge und ermutigt zu anhaltenden 
Anstrengungen, im Einklang mit dem einschlägigen Völkerrecht Lösungen im Hinblick auf 
die verbleibenden Flüchtlinge in Burundi zu finden; 

 15. ersucht den Generalsekretär, den Rat alle sechs Monate über die Durchführung 
des Mandats des BNUB und dieser Resolution unterrichtet zu halten, mit einer Unterrich-
tung bis zum 31. Mai 2011 und einem Bericht bis zum 30. November 2011, und fordert den 
Generalsekretär auf, einen Katalog von Kriterien für die künftige Umwandlung des BNUB 
in ein Landesteam der Vereinten Nationen zu erarbeiten und dem Sicherheitsrat regelmäßig 
über die diesbezüglichen Fortschritte Bericht zu erstatten; 

 16. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 

____________ 


